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Teilrevision des Sozialhilfegesetzes (SRL NR. 892) 

Umsetzung Inkassohilfeverordnung 

 

Vernehmlassung - Fragebogen 
 
 
 
Bitte verwenden Sie für Ihre Stellungnahme diesen Fragebogen.  
 
Wir danken für die Rücksendung des Fragebogens bis am 30. September 2021 per E-Mail 
an: disg@lu.ch  
 
 

Fragebogen eingereicht von:  

Behörde/Institution/Organisation:  FDP.Die Liberalen 

Adresse:  Waldstätterstrasse 5, 6003 Luzern 

Ansprechpartner für Rückfragen:  Helen Schurtenberger   

Telefonnummer:  079 569 05 87 

E-Mail-Adresse:  hschurtenberg@bluewin.ch / info@fdp-lu.ch  

Hat Ihre Gemeinde die Aufgabe der In-
kassohilfe oder der Alimentenbevor-
schussung an Dritte delegiert? 

☐ nein 

☐ ja, sowohl Inkassohilfe als auch Alimentenbe-

vorschussung, 

an: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

☐ ja, nur Inkassohilfe oder Alimentenbevor-

schussung 

an: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

☐ ja, nur Alimentenbevorschussung 

an: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
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1 Sind Sie grundsätzlich mit der geplanten Umsetzung der Inkassohilfeverordnung 
im Kanton Luzern einverstanden? 

 ☐ ja  

☒ mehrheitlich ja,  

aus folgenden Gründen: 

Es ist iritierend, dass Anpassungen des Sozial-
hilfegesetzes im Bereich der wirtschaftlichen 
Sozialhilfe gemacht wurden, obwohl es um die 
Alimentenbevorschussung und Inkasso Verord-
nung geht. Diese beiden Punkte sollten klar ge-
trennt werden.  

☐ nein,  

aus folgenden Gründen: 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

2 Befürworten Sie, dass die Zuständigkeit im Bereich der Alimentenhilfen (Alimen-
tenbevorschussung und Inkassohilfe) weiterhin bei den Einwohnergemeinden 
liegen soll? (siehe Kapitel 4.4 Erläuterungen zum Vernehmlassungsentwurf) 

 ☒ ja  

☐ mehrheitlich ja,  

aus folgenden Gründen: 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

☐ nein,  

aus folgenden Gründen: 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

3 Befürworten Sie, dass die Zuständigkeit im Bereich des internationalen Alimen-
teninkassos weiterhin bei den Einwohnergemeinden liegen soll? (siehe Kapi-
tel 4.5 Erläuterungen zum Vernehmlassungsentwurf) 

 ☐ ja  

 ☒ mehrheitlich ja,  

aus folgenden Gründen: 

Das internationale Alimenteninkasso ist kom-
plex und schwierig. Aus diesem Grund sollten 
die Gemeinden davon entlastet werden. 

Die Zuständigkeit im internationalen Alimenten-
tinkasso soll sich weiterhin auf kantonaler 
Ebene befinden und nicht auf die Gemeinde-
ebene wechseln.  

 ☐ nein,  

aus folgenden Gründen: 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

4 Befürworten Sie, dass den Gemeinden bei der Organisation der Alimentenhilfen 
(Alimentenbevorschussung und Inkassohilfe sowie internationales Alimentenin-
kasso) hohe organisatorische Flexibilität belassen werden soll, sofern sie die 
Vorgaben an die Fachlichkeit erfüllen? (siehe Kapitel 4.4 und 4.5 Erläuterungen 
zum Vernehmlassungsentwurf) 

 ☒ ja  

☐ mehrheitlich ja,  

aus folgenden Gründen: 
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☐ nein,  

aus folgenden Gründen: 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
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5 Befürworten Sie, dass der Regierungsrat die fachlichen Anforderungen an die 
Leistungserbringung in der Sozialhilfe auf Verordnungsstufe konkretisieren soll? 
(siehe Kapitel 4.3 Erläuterungen zum Vernehmlassungsentwurf) 

 ☐ ja  

☒ mehrheitlich ja,  

aus folgenden Gründen: 

Eine Mindestanforderung kann aus Sicht der 
FDP.Die Liberalen befürwortet werden. Es sol-
len aber auch Mitarbeitende in den Gemeinden, 
welche bereits heute Aufgaben in diesem Be-
reich ausüben, weiterhin in diesem Bereich ar-
beiten können. In der Verordnung darf nicht nur 
die CAS Ausbildung Aliemtenhilfe hinterlegt 
sein. Es ist grundsätzlich denkbar, dass auch 
ein/e Sozialarbeiter/in, langjährige Mitarbeitende 
im Sozialbereich oder ein/eine Gemeidneschrei-
ber/in mit dieser Aufgaben betraut werden kann.  

☐ nein,  

aus folgenden Gründen: 

      

6 Befürworten Sie, dass die Inkassohilfe und die Alimentenbevorschussung – mit 
Ausnahme des internationalen Inkassos – jeweils von der gleichen Stelle geführt 
werden muss? (siehe Kapitel 4.1 Erläuterungen zum Vernehmlassungsentwurf) 

 ☐ ja  

☐ mehrheitlich ja,  

aus folgenden Gründen: 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

☒ nein,  

aus folgenden Gründen: 

Die Gemeinden sollen selber entscheiden, wo 
sie die Alimentenbevorschussung ausführen. 
Das Inkasso soll bei einer Fachstelle ausgeführt 
werden. 

7 Befürworten Sie, dass eine Inkassohilfe für weitere familienrechtliche Ansprüche 
eingeführt werden soll (Ansprüche auf besondere Beiträge für nicht vorhergese-
hene ausserordentliche Bedürfnisse des Kindes und Ansprüche der unverheira-
teten Mutter)? (siehe Kapitel 4.2 Erläuterungen zum Vernehmlassungsentwurf) 

 ☐ ja  

☐ mehrheitlich ja,  

aus folgenden Gründen: 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

☒ nein,  

aus folgenden Gründen: 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

8 Befürworten Sie, dass die Dienststelle Soziales und Gesellschaft im Bereich der 
Alimentenhilfen einen erweiterten Koordinationsauftrag wahrnehmen soll? (siehe 
Kapitel 4.6.1 Erläuterungen zum Vernehmlassungsentwurf) 

 ☒ ja  
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☐ mehrheitlich ja,  

aus folgenden Gründen: 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

☐ nein,  

aus folgenden Gründen: 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
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9 Befürworten Sie, dass das Gesundheits- und Sozialdepartement in der Sozialhilfe 
(Alimentenhilfen, wirtschaftliche und persönliche Sozialhilfe sowie Nothilfe) eine 
Oberaufsicht über die Aufsicht des Gemeinderates ausüben soll? (siehe Kapitel 
4.6.2 Erläuterungen zum Vernehmlassungsentwurf) 

 ☐ ja  

☐ mehrheitlich ja,  

aus folgenden Gründen: 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

☒ nein,  

aus folgenden Gründen: 

Die Alimentenhilfe, wirtschaftliche und persönli-
che Sozialhilfe sowie die Nothilfe sollen weiter-
hin in der Kompetenz der Gemeinden bleiben. 
Die Gemeinden entscheiden über die Fachlich-
keit ihres Personals. Eine Oberaufsicht durch 
den Kanton erhöht nur die administrativen Auf-
wände. Es bestehen bereits heute Instrumente, 
welche bei bedarf eine Prüfung vorsehen (vgl. 
§§180ff VRG). 

10 Befürworten Sie, dass eine gesetzliche Grundlage für den sogenannten Über-
gangsmonat in der wirtschaftlichen Sozialhilfe gemäss SKOS-RL C.4.3 geschaf-
fen wird? (siehe Kapitel 5 Erläuterungen zum Vernehmlassungsentwurf) 

 ☒ ja  

☐ mehrheitlich ja,  

aus folgenden Gründen: 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

☐ nein,  

aus folgenden Gründen: 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

11 Haben Sie weitere Bemerkungen? 

 ☐ nein Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
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☒ ja, nämlich Die Gemeinden besitzen eine grosse Fachlich-
keit und Kompetenz. 

Wir befürworten, dass das Alimenten-Inkasso 
an eine regional geführte Stelle ausgelagert 
werden kann.  

Ebenso begrüssen wir die Vereinheitlichung der 
internationalen Inkassohile sowie deren Ausfüh-
rung durch eine Fachstelle. 

Die finanzielle Verwantwortung soll wie bisher 
bei den Gemeinden bleiben. Da die Professio-
nalität gewährleistet sein muss, werden sich 
kleinere Gemeinden zwangsläuft zusammen-
schliessen müssen. Es gibt bereits heute Fach-
stellen, bei denen mehrere Gemeinden das An-
gebot einkaufen können. 

Weitere familichrechtliche Ansprüche über die 
Inkassohilfe einzuführen, lehnen wir ab.  

Die neuen Regelungen bzw. Anpssungen sollen 
den Fachpersonen Unterstützunge bieten und in 
einfacher Form gehalten werden. Sie sollen hel-
fen, Probleme zu verhinden und keine neuen zu 
schaffen. Bei den folgenden Artikeln Art. 17 
Abs. 2 und Art. 19 Abs. 2 InkHV spricht man 
von «erforderlichen Mitteln». Diese sind nicht 
genau definiert und werden in der Praxis zu Fra-
gen führen. Wenn keine Vorgaben gemacht 
werden, besteht die Gefahr, dass jede Fach-
stelle eine andere Berechnungsweise nutzt. Es 
soll eine einheitliche Berechnungsweise vorge-
geben werden.  

Zudem werden unterschiedliche Begriffe wie 
«Inkasso», «Inkassohilfe» und «Inkassohilfever-
fahren» verwendet. Es soll eine einheitliche 
Sprachregelung eingeführt werden.  

Die wirtschaftliche Sozialhilfe soll im Aufgaben-
bereich und der Verantwortung der Gemeinden 
beibehalten werden. Die Selbstbestimmung der 
Gemeinden soll weiterhin aufrechterhalten wer-
den und die Entscheidung der wie die Gemein-
deordnung bestimmt ist bestehen bleiben.  

 


